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Antworten auf den Fragenkatalog zum bayerischen Versammlungsgesetz - nur zum Teil B der Fragen 

Frage 1: 

Vorspann:

Hinsichtlich der Definition der Versammlung bestehen keine Bedenken. 

a) 
Der Gesetzentwurf missachtet die Bedeutung der Versammlungsfreiheit nicht in einer Weise, die die einzelnen Normen für sich verfassungswidrig werden lässt. Einige Normen bedürfen ggf. einer einschränkenden Auslegung.

b) 
Bedenken aus der Sicht des Gebots der Normbestimmtheit bestehen nicht. 

c) 
Die datenschutzrechtlichen Bestimmungen des Art. 9 des Entwurfes erscheinen verfassungsgemäß.

d) 
Mangels Erfahrung ist keine Antwort möglich. 

Frage 2:

a) 
Eine generelle Anzeigepflicht für Versammlungen unter freiem Himmel erscheint verfassungsrechtlich zulässig. Insbesondere hat das Verfassungsgericht schon früher bei dieser gesetzlichen Regelung erforderliche verfassungsrechtliche Beschränkungen im Wege der verfassungskonformen Auslegung realisiert. Daher ist davon auszugehen, dass selbst dann, wenn die vorgesehene Regelung hinsichtlich bestimmter Einzelaspekte zu weitgehend sein sollte, die Regelung nicht insgesamt aufgehoben, sondern im Wege der Auslegung verfassungskonform  eingeschränkt werden würde.
b) 
Eine Anzeigepflicht beeinträchtigt die Versammlungsfreiheit, allerdings in verfassungskonformer Hinsicht. Es ist davon auszugehen, dass die Anzeigepflicht förderlich für den störungsfreien Verlauf einer Versammlung ist. 

c) 
Unterfrage 1: Die Untersagungsmöglichkeiten bestimmter Aufforderungen, an einer Versammlung teilzunehmen, die Art. 8 Abs. 2 des Entwurfes vorsieht, erscheinen verfassungsgemäß. 

d) 
Unterfrage 2:
Der Gesetzentwurf stellt hinsichtlich der Anzeige und Mitteilungspflicht als auch hinsichtlich der Zusammenarbeit zwischen Veranstalter und Polizei hohe Anforderungen an die Veranstalter. Es ist nicht ausgeschlossen, dass diese Pflichten die Veranstalter von der Durchführung einer Versammlung rein praktisch abhalten werden. 


Der Gesetzentwurf begründet mit Art. 13 und Art. 14 eine weitgehende Kooperationspflicht, die zumindest einer einschränkenden Auslegung bedarf. 


Art. 8 GG gewährt dem Veranstalter das Selbstbestimmungsrecht über die Versammlung. Art. 8 GG bleibt ein Freiheitsrecht. Art. 8 GG ist kein normgeprägtes Grundrecht, bei dem dem Gesetzgeber die Befugnis zur Verfahrensausgestaltung in besonders weitgehender Befugnis zukäme. Für Art. 113 BV gilt das Gleiche.


Die genannten Pflichten sind daher nur verfassungsrechtlich zulässig, sofern sie den Veranstalter nicht zu weitgehend binden. Er muss daher jederzeit die Möglichkeit haben, Änderungen der Veranstaltung auch kurzfristig durchzusetzen. Die Ausnahmen für die Eil- und Spontanversammlungen betreffen nicht den Fall der kurzfristigen Änderung der Modalitäten bzw. des Ortes, der Zeit und des Weges von Versammlungen und sind daher nicht unmittelbar anwendbar. Bei einer einschränkenden Auslegung bestehen jedoch verfassungsrechtlich keine Bedenken. 

Frage 3:

‑

Die Zulässigkeit der Einführung von Übersichtsaufnahmen und Übersichtsaufzeichnungen erleichtert der Polizei die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit bei Großveranstaltungen und ist daher sinnvoll. 

‑

Die vorgesehenen Datenerhebungs-, Datenverwendungs- und Datenlöschungsvorschriften erscheinen auf den ersten Blick verfassungskonform. 
Frage 4:

‑

Der Gesetzentwurf sieht hinsichtlich der Identifizierung der Ordner als auch allgemein eine Kooperation zwischen Veranstalter und Behörde vor. Auch zwischen Leiter und Behörde ist eine Zusammenarbeit vorgesehen. Wie schon angeführt, geht der Gesetzentwurf hier sehr weit. Gegebenenfalls ist eine verfassungskonforme Einschränkung nötig. 

‑

Die entsprechenden Normen sind auslegungsbedürftig. Es ist nicht ausgeschlossen, die Normen so zu verstehen, dass der Gesetzgeber eigentlich eine echte Kooperationspflicht begründen wollte. Dies wäre verfassungsrechtlich aber nicht zulässig.

‑

Aufgrund gefestigter Kammer-Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts besteht keine Pflicht zur Zusammenarbeit zwischen Veranstalter und Leiter einerseits und Behörde andererseits. Eine entsprechende extensive Auslegung der Brokdorf-Entscheidung hat das Bundesverfassungsgericht ausdrücklich abgelehnt. Das Kooperationsprinzip im Versammlungsrecht ändert nichts daran, dass Art. 8 als Freiheitsgrundrecht ausgestaltet ist und daher auch der Veranstalter, der nicht eng mit den Behörden zusammenarbeiten möchte, sich auf das Grundrecht berufen darf. 

Frage 5:

‑

Die Ablehnung von Versammlungsleitern und Ordnern sind dann verfassungsrechtlich zulässig, wenn sie eng gehandhabt werden. Die Gesetzesbegründung erscheint dabei verfassungsgemäß. Aufgrund der klaren Begründung erscheinen auch die entsprechenden Regelungen verfassungsrechtlich hinnehmbar. Ohne die Gesetzesbegründung wäre die zulässige Grenze wohl überschritten.
Frage 6:

‑

Die Beschränkungen der Erkennbarkeit der Ordnungsbeamten auf die polizeiliche Einsatzleitung ist verfassungsrechtlich bedenklich. Die verdeckte Überwachung einer Versammlung auch gegenüber dem Leiter und dem Versammlungsdurchführer erscheint pauschal gesehen zu weitgehend. Hier wiederum läge eine Anknüpfung an die entsprechende Kooperationsbereitschaft des Leiters nahe. Polizeiliche Datenerhebung in verdeckter Form durch Anwesenheit zivil gekleideter Beamter entfaltet eine erheblich einschränkende Vorwirkung auf die Versammlungsfreiheit. Potentielle Teilnehmer können aus Angst vor der Unkalkulierbarkeit des Beobachtetwerdens abgehalten werden, bei den Versammlungen teilzunehmen. Der Einsatz verdeckter Ordnungskräfte und die Aufrechterhaltung der Anonymität gegenüber dem Versammlungsleiter und Versammlungsveranstalter erscheinen daher nur bei zusätzlichen Voraussetzungen verfassungsrechtlich hinnehmbar. 

Frage 7:

‑

Art. 7 und Art. 8 des Entwurfes erscheinen angemessen. 

‑

Das Schutzwaffen- und Vermummungsverbot von Art. 16 des Entwurfes geht weit. Es wäre aber ggf. verfassungskonform auslegbar. 

Frage 8:

‑

Art. 7 Abs. 1 des Entwurfes: Das Uniformierungsverbot ist klar und deutlich formuliert. 

‑

Art. 7 Abs. 3 des Entwurfes erscheint verfassungsrechtlich bedenklich, auch wenn die Regelung schon im alten Recht auf Bundesebene bestand. Nach dieser Vorschrift dürfte nicht einmal die Heilsarmee eine einheitliche Uniform tragen. Da Art. 7 Abs. 3 zugleich daran anknüpft, dass die Kleidungsstücke Ausdruck einer Meinung sein sollen, könnte sogar der Schutzbereich von Art. 5 GG berührt sein. Ein vollständiges Verbot wäre daher nicht verfassungsgemäß. 
‑

Art. 7 Abs. 2 des Entwurfes enthält ein Verbot eines paramilitärischen Auftretens. Art. 7 Abs. 2 bedarf der verfassungskonformen Einschränkung. Das Bundesverfassungsgericht hat im Dezember 2007 mit einer Kammerentscheidung klargestellt, dass gewisse Verhaltensweisen, die man als paramilitärisch bezeichnen kann, zugleich typische versammlungsrechtliche Verhaltensweisen sind, die nicht ohne weiteres verboten werden können (skandieren und marschieren). Mit Art. 7 Abs. 2 des Entwurfes wird daher ein verfassungsprozessuales Risiko geschaffen. Die Vorschrift ist verfassungskonform dahingehend einzuschränken, dass das paramilitärische Auftreten, das zugleich versammlungstypisch ist, nicht davon erfasst wird.
Frage 9:

‑

Die Beibehaltung der Einschränkungsmöglichkeit bei Beeinträchtigung von Sicherheit und Ordnung ist sinnvoll und zu begrüßen. 

‑

Die Einschränkungsmöglichkeiten zwischen Versammlungen in geschlossenen und offenen Räumen unterscheiden sich auf Bundesebene wegen Art. 8 GG deutlich. 
‑

Für den Landesgesetzgeber Bayern gilt dies in dieser Form nicht. Art. 113 BV unterscheidet hinsichtlich der Einschränkbarkeit nicht zwischen den beiden Versammlungsformen. Es ist in der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes von Bayern nicht endgültig geklärt, ob man Art. 98 S. 1, S. 2 BV auf Art. 113 BV erstrecken darf. Die jüngere Rechtsprechung zu anderen Grundrechten spricht mehr dafür, dass der Verfassungsgerichtshof davon ausgehen könnte, dass Einschränkungen von Art. 113 BV auch nur durch verfassungsimmanente Schranken möglich sind. Für diesen Fall würde kein nennenswerter Unterschied mehr zwischen der Einschränkung von öffentlichen Versammlungen in geschlossenen Räumen einerseits und im Freien andererseits bestehen. Unterschiedlich wäre aber immer noch das Gefahrenpotenzial der verschiedenen Versammlungstypen, das bei der jeweiligen Prognose zu berücksichtigen wäre.  Eine stärkere Parallelisierung beider Erscheinungsformen durch den Landesgesetzgeber kommt daher der Landesverfassung entgegen.
Frage 8 - Variante II auf S. 5:
‑

Die Berücksichtigung der Rechte Dritter bei der Versammlung ist ausgesprochen sinnvoll. Eine zu starke Nivellierung der Versammlungsfreiheit ist durch den Umstand der Unzumutbarkeit ausreichend gewährleistet. 

Frage 9 - Variante II auf S. 5:
‑

Die bestehenden Verbotsregelungen in Art. 15 Abs. 2 des Entwurfes müssen den Anforderungen von Art. 5 Abs. 2 GG genügen. Die Regelungen knüpfen stark an die Würde der Opfer an. Die Gesetzesbegründung betont dies ausdrücklich. Mit dieser Einschränkung erscheint die Regelung verfassungskonform. 

Frage 10:

‑

Bedenken gegen die Strafvorschriften im weiteren Sinne bestehen auf den ersten Blick nicht. Das Problem um die Gesetzgebungskompetenz kann nur pragmatisch gelöst werden.
Frage 11:

‑

Eine „Bannmeilenregelung“ zu Gunsten der Abgeordneten des bayerischen Landtages erscheint verfassungsrechtlich wohl möglich. Andererseits leuchtet die Bedürftigkeit *Notwendigkeit?* einer solchen Regelung nicht besonders ein. Auf Bundesebene hat man auf entsprechenden Schutz verzichtet. Der bayerische Landtag erscheint zudem durch die Art des Gebäudes des Maximilianeums in besonderer Weise geschützt. Sinnvoller erschiene es mir, die entsprechenden Regelungen zu streichen. 

Ohne Frage - Ergänzungen: 
Der Gesetzentwurf enthält keine Regelung zur Festlegung der Gefahrenprognose. 
Der Gesetzentwurf enthält auch keine Festlegung zur Konkurrenz verschiedener Veranstaltungen. Gerade der zweite Bereich wäre Gegenstand einer sinnvollen Regelung. Wollen zwei Veranstalter zur selben Zeit auf denselben Ort in einer miteinander unverträglichen Weise eine Versammlung durchführen, wäre der Verwaltung durch die ausdrückliche Festlegung eines Entscheidungsprogramms, insbesondere durch Festlegung der Ausnahmen vom Prioritätsgrundsatz, deutlich geholfen.
Frankfurt (Oder), den 06.05.2008
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